
FWO/SPD-Fraktion       19. November 2020 
CDU/FDP-Fraktion 
 
 
 
 
Antrag zur 
 
Änderung der Benutzungs- und Entgeltordnung für die Benutzung der Sporthalle der 
Gemeinde Osterrönfeld 
 
 
Die Gemeindevertretung möge beschliessen: 
 
 
A.) 
 
§ 11 (1) der Satzung in ihrer Fassung vom 29.06.2020 erhält folgende Fassung:  
 
 
„§ 11 (1) Für die Benutzung der Sporthalle erhebt die Gemeinde ein Entgelt  
 
a) bei Nutzung der gesamten Sporthalle in Höhe von 41,00 EUR  
b) bei Nutzung von 2/3 der Sporthalle in Höhe von 27,33 EUR  
c) bei Nutzung von 1/3 der Sporthalle in Höhe von 13,67 EUR je angefangener Zeitstunde“ 
 
 
Begründung: 
 
Bei der bisherigen Kostenkalkulation der Sporthalle sind die jährlichen Abschreibungen 
unberücksichtigt geblieben. Bezogen auf jede Nutzungsstunde ergibt sich ein 
Abschreibungsbedarf von rund acht Euro bei Nutzung der gesamten Halle. Dies ist zu 
korrigieren; die Nutzungsentgelte sind entsprechend zu erhöhen.   
 
 
B.)  
 
§ 11 (2) der Satzung in ihrer Fassung vom 29.06.2020 erhält folgende Fassung:  
 
“§ 11 (2) Für die regelmäßige Nutzung der Sporthalle durch die örtlichen Vereine und 
Verbände des privaten Rechts wird ein Jahresentgelt in Höhe von 200,00 EUR erhoben. Für 
die Nutzung im Rahmen von Einzelveranstaltungen der örtlichen Vereine und Verbände des 
privaten Rechts wird ein Entgelt in Höhe von 10,00 EUR je angefangener Zeitstunde, 
höchstens jedoch 60,00 EUR pro Tag erhoben.”  
 
 
 
 



Begründung 
 
Der Begriff “Verband” wird im deutschen Sprachgebrauch sowohl für  
 
a.) Personenvereinigungen des privaten Rechts 
b.) Körperschaften des öffentlichen Rechts  
 
verwendet.  
 
Daher ist möglichen Missverständnissen und Fehlinterpretationen durch eine Klarstellung im 
Text der Ordnung zu begegnen. 
 
 
C.) 
 
§ 15 (1) der Satzung in ihrer Fassung vom 29.06.2020 erhält folgende Fassung: 
 
“§ 15 (1) Diese Benutzungs- und Entgeltordnung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.” 
 
 
Begründung 
 
Da unterjährige Änderungen einer Gebührenordnung in der Verwaltungspraxis zu 
Abgrenzungsproblematiken führen können, ist ein Inkrafttreten von Änderungen zum 
Beginn eines Abrechnungsjahres zweckmässig.   
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